
 

 
 

Bekanntmachung 
 

des Satzungsbeschlusses zur 
 

7. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 35 „Berkenkamp“  

 
Der Rat der Gemeinde Ostbevern hat in seiner Sitzung am 20.06.2023 folgenden Be-
schluss gefasst: 
 

Satzungsbeschluss 
 
Die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35 „Berkenkamp“ der Gemeinde Ostbevern 
wird gem. § 13 a BauGB i. V. m. § 10 BauGB (in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017, (BGBl. I S. 3634) sowie gem. §§ 7 und 41 GO NRW (in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.94, GV NRW, S. 666 ff.)), jeweils in der zurzeit gültigen Fas-
sung als Satzung beschlossen. Der Begründung (Anlage 2) wird zugestimmt. 
 

Der Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplanes ist dem nachstehend ab-
gedruckten Kartenauszug zu entnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der 7. Änderungsplan zum Bebauungsplan Nr. 35 „Berkenkamp“ wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 7. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35 „Ber-
kenkamp“ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 
(BGBl. I S. 674) geändert worden ist, in Kraft. Die Bekanntmachung tritt an die Stelle der 
sonst für Satzungen vorgeschriebenen Veröffentlichung. 
 
Der Änderungsbebauungsplan kann mit der Begründung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist, ab sofort 
während der Sprechzeiten im Rathaus der Gemeinde Ostbevern, Am Rathaus 1,  
2. Obergeschoss, Zimmer 2.12, eingesehen werden; über den Inhalt des Bebauungs-
planes wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Hinweise: 
 
1) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuches 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden 
ist, über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für 
Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den Bebauungsplan und über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 
 

2) Gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 
2022 (BGBl. I S. 674) geändert worden ist, werden  
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. Gleiches gilt, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 

3) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-



 

stimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungs-

plan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 

 
Ostbevern, 04.07.2023 
 
In Vertretung 
 
 
Dr. Michael König 
Allgemeiner Vertreter 
 
 
 
7. Änderung Bebauungsplan Nr. 35 „Berkenkamp“ der Gemeinde Ostbevern 
Satzungsbeschluss des Rates vom 20.06.2023 
 
 
Hiermit wird gem. § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von 
kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999, letzte  
Fassung) bestätigt, dass die als Satzung beschlossene 7. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 35 „Berkenkamp“ mit dem in der o. a. Sitzung des Rates gefassten Beschluss 
übereinstimmt. Die Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 Bekanntmachungsverordnung 
sind, soweit erforderlich, eingehalten worden. 
 
 
Ostbevern, 04.07.2023 
 
In Vertretung 
 
 
Dr. Michael König 
Allgemeiner Vertreter 


